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Bauleitplanung Göttingen

Neuaufstellung des Bebauungsplans Nr. l Göttingen-Deppoldshausen „PV-
Fläche südlich von Deppoldshausen und nördlich Otto-Hahn-Straße",
Teilfläche l und Teilfläche 2

Frühzeitige Beteiligung der Behörden gern, §4 Abs. l BauGB und sonstiger
Verbände

Aus Sicht des Landkreises Göttingen wird zu o.a. Bebauungsplanentwurf wie
folgt Stellung genommen:

Fachbereich Umwelt

Artenschutz

Es bestehen grundsätzliche keine Einwände unter Beachtung folgender
Anmerkungen.

Das Vorhaben (Teilfläche l) befindet sich in ca. 400 m Entfernung zum FFH-
Gebiet 138 „Göttinger Wald". Im weiteren Baugenehmigungsverfahren gilt
es in einer FFH-Verträglichkeits-Vorprüfung zu erörtern, ob erhebliche
Beeinträchtigungen des Natura 2000-Gebietes (in seinen für die
Erhaltungsziele maßgeblichen Bestandteilen) mit Sicherheit ausgeschlossen
werden können (§ 34 Abs. l BNatSchG).

In den angrenzenden gleichnamigen Natur- und Landschaftsschutzgebieten
„Göttinger Wald" sind im
Schutzzweck der Gebietsverordnungen Schutz und Forderung u. a. von
Wildkatze, Luchs und Großem Mausohr festgelegt (VO-NSG BR 161 § 2 Abs.
l Nr. 2 plus Abs. 2 Nr. 2; VO-LSG GOE 19 § 3 Abs. 2 Nr. 11). So sind in der
ProjektplanungVernetzungsstrukturen in derOffenlandschaft und die
Durchgängigkeit der Landschaft zu gewährleisten.

Artenschutzrechtliche Hinweise^

In der Bauleitplanung ist der Schutz von Vogelarten sowie Arten des
Anhanges IV der FFH-Richtlinie ein abwägungsrelevanter Belang, der
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entsprechend zu ermitteln, zu bewerten und in die planerische Abwägung nach § l Abs. 7 BauGB
einzubeziehen ist. Für eine artenschutzrechtliche Prüfung nach § 44 Abs. l und 5 BNatSchG kann
ebenfalls, ggfs. biotoptypenabhängig, eine Erfassung dieser Arten erforderlich sein.
Für eine rechtskonforme Umsetzung der artenschutzrechtlichen Bestimmungen ist es erforderlich,
die Möglichkeit des Eintretens der Verbotstatbestände aus § 44 Abs. l BNatSchG zu ermitteln und
die sich hieraus ergebenden Anforderungen abzuarbeiten. Eine spezielle artenschutzrechtliche
Prüfung (saP) ist nötig, sofern im Wirkbereich des Vorhabens das Vorkommen einer besonders oder
streng geschützten Art bekannt oder zu erwarten ist, und eine Betroffenheit dieser Art nicht
offensichtlich ausgeschlossen werden kann. Für diese Arten ist zu prüfen, ob sie aufgrund ihrer
Verbreitung und Habitatansprüche im Eingriffsbereich nicht zu erwarten sind, bzw. ob die
Habitatfunktionen für die Art im Betrachtungsraum durch bau-, anlagen- oder betriebsbedingte
Auswirkungen nicht beeinträchtigt werden. Ist ein Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. l
Nr. 1-3 BNatSchG möglich, sind entsprechenden Maßnahmen (z.B. CEF-Maßnahmen) zu erarbeiten.
Für eine ordnungsgemäße Abwägung muss das Abwägungsmaterial vollständig erhoben werden.
Hierfür ist grundsätzlich eine sorgsame Bestandsaufnahme erforderlich. Das Abwägungsmaterial darf
nicht veraltet sein.
Weitere Hinweise sind dem NLT- Papier „Hinweise für einen naturverträglichen Ausbau von
Freiflächen-Photovoltaikanlagen" (mit Stand 11.10.2023) im und dem Informationsdienst
Naturschutz Niedersachsen (INN, NLWKN, Hrsg., 4/2023): „Beiträge zur EingriffsregelungVIII_
Freiflächen-Photovoltaik naturverträglich" zu entnehmen.

Im Auftrage
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Planbeteiligung

Von: AK Verbandsbeteiligung <verbandsbeteiligung@bund-goettingen.de>

Gesendet: Donnerstag, 19. Dezember 2024 10:22

An: Planbeteiligung

Betreff: Stellungnahme BUND "pV-Anlage südlichwestlich Deppoldshausen..."

Anlagen: 20241218_Stellungnahme_BUND_Deppoldsh_FNP-pV-Anlage.pdf

VORSICHT: Diese Mail kommt von einem externen E-Mail-System. Klicken Sie nicht auf Links oder öffnen Sie keine Anhänge, 
außer Sie kennen den Sender und wissen, dass der Inhalt sicher ist.

Sehr geehrte Damen und Herren, 

anbei erhalten Sie unsere Stellungnahme zu dem Vorhaben: 

 BBP Göttingen-Deppoldshausen Nr. 1, 9. Änd. FNP 2017 „pV-Anlage südlichwestlich 
Deppoldshausen 
und nördlich Otto-Hahn-Straße, Teilfläche 1 und 2 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB und sonstiger Verbände

Den Eingang unserer Stellungnahme bitten wir uns kurz zu bestätigen. Vielen Dank! 

Mit freundlichen Grüßen für ein schönes Weihnachtsfest und einen guten Start in 2025 
 

Geschäftsstellenleiterin

+++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++ 
Natur und Umwelt in und um Göttingen mitgestalten! 
Aktiv werden beim BUND! 

BUND Kreisgruppe Göttingen 
www.bund-goettingen.de
www.facebook.com/bund.goettingen

Geiststraße 2, 37073 Göttingen 
Tel: 0551/56156 

Öffnungszeiten der Geschäftsstelle: 
Montag bis Freitag 10:00 bis 12:00 Uhr oder nach Absprache 
"Offenes Treffen": Donnerstag 17:30 bis 18:00 Uhr 
+++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++



Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)
Kreisgruppe Göttingen | Geiststraße 2 | 37073 Göttingen

Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland e.V.

Kreisgruppe Göttingen
Geiststraße 2
37073 Göttingen
Tel. 0551 - 56156

mail  @  bund  -  goettingen  .  de   
www.bund-goettingen.de 

per E-Mail an:   planbeteiligung@goettingen.de

Ihr Zeichen
61 30 01, 61 30 FNP-009

Unser Zeichen
024 Med

Ihre Nachricht vom
03.12.2024

Datum
Göttingen, den 18.12.2024

BBP Göttingen-Deppoldshausen Nr. 1, 9. Änd. FNP 2017 „pV-Anlage südlichwestlich Deppoldshausen
und nördlich Otto-Hahn-Straße, Teilfläche 1 und 2
Frühzeitige Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB und sonstiger Verbände

Hier: Stellungnahme der BUND Kreisgruppe Göttingen

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns für die Zusendung der Unterlagen zum o.g. Vorgang. Wir bitten Sie gleichzeitig um 
eine kurze Bestätigung des Eingangs dieser Stellungnahme.

Die BUND Kreisgruppe Göttingen nimmt zum o.g. Vorhaben wie folgt Stellung, gibt Hinweise und 
macht folgende Einwendungen geltend. Die Stellungnahme wird aufgrund §10 Buchstabe f Satz 2 der 
„Satzung für den Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND) Landesverband Niedersachsen e.V. (Teil 
A)“ auch im Namen des Landesverbandes Niedersachsen e.V. abgegeben.

Die BUND Kreisgruppe begrüßt, dass die Stadt Göttingen den Ausbau der erneuerbaren Energien auf 
ihrem Stadtgebiet vorantreibt. Dazu gehören vor allem auch pV-Anlagen, die aber vorrangig auf Dä-
chern von Wohnhäusern sowie Gewerbebauten, Parkplätzen, versiegelten und vorbelasteten Standor-
ten errichtet werden sollten. Zusätzlich können auch pV-Freiflächenanlagen auf derzeit intensiv ge-
nutzten Ackerflächen eine Ergänzung sein, wenn bestimmte Vorgaben, die aus naturschutzfachlicher 
Sicht notwendig sind, eingehalten werden.

Standortwahl

Beide Teilflächen liegen im Landschaftsschutzgebiet Leinetal, so dass hier auch besonders Belange 
des Landschaftsschutzes berücksichtigt werden müssen. Außerdem liegen beide Teilflächen im WSG 
Weendespring, was ebenfalls einer zusätzlichen Überprüfung bedarf. Welche Auswirkungen hat die 
Aufstellung der Solarmodule auf den Wasserhaushalt insbesondere auch auf die Menge und Qualität 
der Wasserzuführung. 
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Teilfläche 1: 

Die Teilfläche 1 hat mit einer Flächengröße von 50,05 ha riesige Ausmaße und wird bei Umsetzung 
mehr als die Hälfte der Offenlandflächen bei Deppoldshausen bedecken. Insofern wird die Belegung 
mit pV-Modulen auf dieser großen Fläche eine erhebliche Auswirkung auf die Tierwelt haben. Deswe-
gen müssen Gutachten zu Auswirkungen auf die Feldvögel wie z. B. die Feldlerche, aber auch zu Säu-
getieren, Reptilien und Amphibien erstellt werden. Außerdem enthält der Geltungsbereich neben Acker-
flächen eine Großzahl von Strukturen und Kleinbiotopen wie Feldgehölze, Hecken, Magerrasen, Rinnen,
Feldrandbiotope und Einzelbäume, die auf jeden Fall zu erhalten sind. Deswegen muss auch eine flä-
chendeckende detailierte Biotopkartierung durchgeführt werden. Die Teilfläche liegt in der Schutzzone 
III des WSG Weendespring (s.o.).

Teilfläche 2:

Auch hier muss natürlich eine Biotopkartierung erfolgen. Außerdem befindet sich die Teilfläche be-
nachbart zu Kompensationsflächen für den Feldhamsterschutz, so dass hier auch noch das Feldhams-
tervorkommen überprüft werden muss. Problematisch ist auch, dass diese Teilfläche sich sogar in der
Schutzzone II des WSG Weendespring liegt, die den Quellbereich direkt vor Kontaminierung schützt 
und wo jede Art baulicher Anlagen verboten sind. Hier sehen wir die Änderung des FNP besonders pro-
blematisch.

Bei der weiteren Planung des Sondergebiets mit den pV-Freiflächenanlagen berücksichtigen Sie bitte 
auch schon jetzt, die nachfolgend formulierten Anforderungen, die sich aus den Anforderungen des 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz und Mobilität der Stadt Göttingen (2023),  den Hinweise für einen 
naturverträglichen Ausbau von Freiflächen-Photovoltaikanlagen (FF-PV) von NLT, MU, NLWKN (2023), 
dem Fachgutachten von der BGHPLAN (2024) (Möglichkeiten  und Grenzen des artenschutzrechtli-
chen Ausgleichs in Solarparks, den Anforderungen des LPV Göttingen (2023) aus Sicht des Natur-
schutzes und schafhaltender Betriebe, dem Beschluss des OVG Lüneburg zur Berücksichtigung der 
Avifauna und des Lanschaftsschutzes beim Ausgleich, sowie weiterer Fachliteratur ergeben.

    1) Gesamtversiegelung (GRZ 1) möglichst nur 3 % maximal 5 % (0,05) (Wechselrichter, Geräte-
haus). 

Grundsätzlich sollte der Rückbau aller Fundamente und Anlagen nach Ende der Nutzung festgeschrie-
ben werden. Erschließungs- und Betriebsflächen sollen versickerungsfähig gestaltet werden. Es sollte 
eine „wassergebundene Decke“ als Maßnahme für diese Flächen genügen.

    2) fundamentfreie Verankerung der Module im Boden (Erdschrauben, Erdständer)

    3) Überschirmung der Gesamtfläche (GRZ 2) max. 50 % (0,5) der Fläche 

50% der Fläche erhält damit kein direktes Sonnenlicht und darüber hinaus beschatten die Module auch
teilweise die angrenzende nicht direkt überdeckte Fläche. 

    4) Abstand der Modulreihen mindestens 4 m, möglichst 6 m, maximale Modulbreite von 5 m.

Die meisten Insektenarten und andere wirbellose Tierarten benötigen vor allem Licht und warme Tem-
peraturen. Außerdem benötigen sie als Wirt Pflanzenarten, die auf besonnten, trockenen und mageren 
Standorten wachsen und ein vielfältiges Pollen- und Nektarangebot bereitstellen. Durch die Beschat-
tung werden aber schattenverträgliche, nährstoffliebende, wuchskräftige „Allerweltsarten“ gefördert, 
die nur ein geringes und einseitiges Pollen- und Nektarangebot bieten. Nur bei Abständen von mindes-
tens 4 m und möglichst 6 m zwischen den Modulreihen kann sich eine vielfältige Wirbellosenfauna 
entwickeln, wie die unten zitierten Studien belegen. Zu diesem Ergebnis kommt auch ein Fachgutach-
ten im Auftrag des Kompetenzzentrums Naturschutz und Energiewende (KNE) (BGHPLAN 2024). Bei 
größeren Abständen zwischen den Modulen der Flächen können diese auch von Vögeln als Brut- und 
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Nahrungslebensraum genutzt werden. Über die Verbesserung der Biotopqualität hinaus werden ent-
sprechend große Abstände zwischen den Modulen auch benötigt, um die in den meisten Jahren not-
wendige Nachmahd mit entsprechenden Mähgeräten zu ermöglichen. Diese wird nötig sein, um das 
starke Aufkommen von Weideunkräutern und Gehölzen zu verhindern, die die Module beschatten kön-
nen (LPV Göttingen 2022). 

Aus dem den Unterlagen beigefügten Modulbelegungsplan kann man nicht genau die  Abstände zwi-
schen den Modulreihen ableiten.  Außerdem wird in der oben genannten Arbeitshilfe von NLT, MU und
NLWKN eine maximale Breite der Module von maximal 5 m gefordert. 

    5) Verwendung von entspiegelten Modulen

Über die bisher bei Planungen zum Schutz des Menschen vorgesehenen reflektionsarmen Modulen 
(Anti-Glare-Module) müssen, um die Anlockung und das Verbrennen von Insekten zu verhindern ent-
spiegelte Module eingesetzt werden. 

    6) zusätzlich breite Brachestreifen/-inseln > 20 m innerhalb oder außerhalb der Fläche

Hier sind zwar randlich kleinere als Ausgleichsgrün bezeichnete Teilflächen auf dem Plan erkennbar, 
die aber keinesfalls die oben genannte Vorgabe erfüllen.

    7) Ruderalfläche oder Einsaat mit autochthonem Saatgut oder Heudrusch

Die Einsaat sollte auf jeden Fall mit einer artenreichen Regio-Wiesenmischung und nicht mit einer 
Landschaftsrasenmischung erfolgen, da es sich um eine bisher als Acker genutzte Fläche handelt und
i. d. R. auch artenreiches Grünland als Samenspender nicht in der Nähe vorhanden ist. Nur durch eine 
geeignete Saatmischung kann die Fläche in absehbarer Zeit zwischen den Modulen zu mesophilem 
Grünland entwickelt werden. Die Einsaat einer kleereichen Mischung ist zu vermeiden, weil Legumino-
sen Luftstickstoff binden und damit die Stickstoffverfügbarkeit erhöhen.

       

    8) extensive Nutzung durch Weidetiere oder Mahd mit Entfernung des Mähguts

Aus Naturschutzsicht ist die Schafbeweidung die sinnvollste Pflege der Fläche. Die finanziellen Mittel 
für die Pflegemaßnahmen müssen einkalkuliert werden.

    9) Modulunterkante mind. 0,8 m, Moduloberkante 2,5 m bis 4,5 m

Damit sich die Weidetiere nicht verletzen und eine Nachmahd mit Mähgeräten möglich ist, muss die 
Modulunterkante mindestens 0,8 m betragen. Das ergibt sich aus praktischen Erfahrungen von Weide-
tierhalter*innen aus der Göttinger Umgebung (LPV Göttingen 2022). Die Module dürfen auch nicht 
scharfkantig sein, auch das kann zu Verletzungen führen.

    10) Bepflanzung mit Gehölzen, Hecken zur Eingliederung in die Landschaft

    11) Anlage von Sonderstrukturen (z. B. Steinhaufen, Totholz) auf der Fläche

Mit der Schaffung von einigen Sonderstrukturen könnte der Lebensraum pV-Freiflächenanlage gezielt 
z. B. für Zauneidechsen und wirbellose Tierarten aufgewertet werden. 

       

    12) ökologische Baubegleitung und langfristiges Monitoring (mind. 5 Jahre)

Eine ökologische Baubegleitung ist ein unbedingtes Muss. Es ist mindestens über fünf Jahre durchzu-
führen und es ist neben der Kontrolle der Gehölzanpflanzungen, auch die Entwicklung der Vegetation 
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zu artenreichem Grünland zu begutachten, wie auch die Entwicklung der Wirbellosenfauna zu verfol-
gen. Es muss, bei unzureichender Entwicklung der Vegetation und Artenvielfalt, die Möglichkeit beste-
hen, dem Betreiber zusätzliche Maßnahmen vorzugeben. 

    13) Landschaftsgerechte Wiederherstellung oder Neugestaltung des Landschaftsbildes

       Bei einem Solarpark der geplanten Größe müssen über die Integration in die Umgebungsland-
schaft hinaus weitergehende Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege erfolgen, um
die verbundenen Beeinträchtigungen zu kompensieren (NLT, MU, NLWKN 2023). Das Gleiche wird 
auch in dem Gerichtsurteil des OVG Lüneburg vom 30.04.2024 (Az. 1MN 161/23) als Anforderung for-
muliert.

    14) Berücksichtigung der Avifauna

       Es muss unbedingt ein Gutachten zur Avifauna des Gebietes erstellt werden. Die bisherigen Flä-
chen werden vermutlich von Offenlandarten wie z. B. Der Feldlerche als Brut- und Jagdhabitat genutzt.
Diese Arten werden die großflächig verstellten Flächen voraussichtlich meiden, so dass auch hier ein 
Kompensationsbedarf entsteht. Auch dies wird im Urteil des OVG Lüneburg als Anforderung formu-
liert.

Die Berücksichtigung der genannten Umweltauflagen könnte neben der Gewinnung von erneuerbarer 
Energie auch zum Erhalt ggf. sogar zur Förderung der Biodiversität beitragen.

Bitte informieren Sie uns über das weitere Vorgehen.

Mit freundlichen Grüßen

, Geschäftsstellenleiterin BUND Göttingen

Sachbearbeit  ung  :  (Diplom-Biologe)
Arbeitskreis Verbandsbeteiligung des BUND Göttingen
im Namen des BUND Landesverband Niedersachsen
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Literatur (-auswahl)

1) Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz und Mobilität der Stadt Göttingen (2023): Beschluss zu 
Umweltstandards für Freiflächen PV-Anlagen vom 24.01.2023.

2) BGHPLAN (2024): Möglichkeiten  und Grenzen des artenschutzrechtlichen Ausgleichs in So-
larparks. Fachgutachten im Auftrag der KNE.

3) LPV Göttingen (2023): Leitlinien für die Errichtung und Bewirtschaftung von PV-Freiflächenan-
lagen aus Sicht des naturschutzes und schafhaltender Betriebe im landkreis Göttingen.

4) OVG Lüneburg (2024): Beschluss vom 30.04.2024, Az. 1 MN 161/23.

5) NLT, MU, NLWKN (2023): Hinweise für einen naturverträglichen Ausbau von Freiflächen-Pho-
tovoltaikanlagen (FF-PV). 
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Planbeteiligung

Von: >

Gesendet: Freitag, 20. Dezember 2024 12:59

An: Planbeteiligung

Betreff: Stellungnahme BSG BBP Göttingen-Deppoldshausen, PV-Großanlage

Anlagen: BSG Stellungnahme PV Deppoldshausen I.jpg; BSG Stellungnahme PV 

Deppoldshausen II.jpg

VORSICHT: Diese Mail kommt von einem externen E-Mail-System. Klicken Sie nicht auf Links oder öffnen Sie keine Anhänge, 
außer Sie kennen den Sender und wissen, dass der Inhalt sicher ist.

Sehr geehrte Damen und Herren, 

anbei übermittele ich Ihnen die Stellungnahme der Biologischen Schutzgemeinschaft Göttingen (BSG) zu o.g. 
Vorhaben. 

Mit freundlichem Gruß und besten Weihnachtswünschen, 
, 

Vorstand BSG 
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Planbeteiligung

Von: LGLN-HM-H - Dez5 <kbd-postfach@lgln.niedersachsen.de>

Gesendet: Dienstag, 3. Dezember 2024 10:13

An: Planbeteiligung

Betreff: AW: 61 30 01 - Göttingen-Deppoldshausen Nr. 1 "PV-Fläche südwestlich 

Deppoldshausen und nördlich Otto-Hahn-Straße"

VORSICHT: Diese Mail kommt von einem externen E-Mail-System. Klicken Sie nicht auf Links oder öffnen Sie keine Anhänge, 
außer Sie kennen den Sender und wissen, dass der Inhalt sicher ist.

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sie haben den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) Niedersachsen beim Landesamt für Geoinformation 
und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Regionaldirektion Hameln - Hannover als Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) oder im Rahmen einer anderen Planung um 
Stellungnahme gebeten. Diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 
Im Zweiten Weltkrieg war das heutige Gebiet des Landes Niedersachsen vollständig durch 
Kampfhandlungen betroffen. In der Folge können heute noch nicht detonierte Kampfmittel, z.B. Bomben, 
Minen, Granaten oder sonstige Munition im Boden verblieben sein. Daher sollte vor geplanten 
Bodeneingriffen grundsätzlich eine Gefährdungsbeurteilung hinsichtlich der Kampfmittelbelastung 
durchgeführt werden.  
Eine mögliche Maßnahme zur Beurteilung der Gefahren ist eine historische Erkundung, bei der alliierte 
Kriegsluftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition ausgewertet werden 
(Kriegsluftbildauswertung). Eine weitere Möglichkeit bietet die Sondierung durch eine gewerbliche 
Kampfmittelräumfirma. Bei der zuständigen Gefahrenabwehrbehörde (in der Regel die Gemeinde) sollte 
sich vor Bodeneingriffen über die vor Ort geltenden Vorgaben informiert werden. Bei konkreten 
Baumaßnahmen berät der KBD zudem über geeignete Vorgehensweisen. 

Hinweis:  
Eine Kriegsluftbildauswertung kann beim KBD beauftragt werden. Die Auswertung ist gem. § 6 
Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches 
Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) auch für Behörden kostenpflichtig. 
Eine Kriegsluftbildauswertung ist im Rahmen dieser Stellungnahme nicht vorgesehen und aus personellen 
Gründen nicht möglich, da prioritär Anträge nach NUIG bearbeitet werden. Ein Auszug aus dem 
Kampfmittelinformationssystem ist ebenfalls nicht mehr vorgesehen. Der KBD informiert die zuständigen 
Gefahrenabwehrbehörden unmittelbar über Ergebnisse durchgeführter Auswertungen. Dabei erkannte 
Kampfmittelbelastungen sind den Gefahrenabwehrbehörden daher bereits bekannt. 
Sofern eine kostenpflichtige Kriegsluftbildauswertung durchgeführt werden soll, bitte ich um entsprechende 
schriftliche Auftragserteilung unter Verwendung des Antragsformulars und der Rahmenbedingungen, die 
Sie über folgenden Link abrufen können: 
https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseitigungsdienst-
niedersachsen-207479.html

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

 

Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN) 
- Regionaldirektion Hameln-Hannover - 
Dezernat 5 - Kampfmittelbeseitigungsdienst 
Dorfstraße 19, 30519 Hannover 
Tel.: +49 511  
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mailto: .de
www.lgln.niedersachsen.de

Von: planbeteiligung@goettingen.de <planbeteiligung@goettingen.de>  
Gesendet: Dienstag, 3. Dezember 2024 09:23 
An: info@nf-nds.de; rathaus@radolfshausen.de; anlagenstrom@eam-netz.de; nabugoettingen@gmx.de; 
samtgemeinde@hattorf-am-harz.de; klimaschutzbeirat@goettingen.de; rathaus@sg-gieboldehausen.de; ArL-BS-
Staedtebau <Staedtebau@arl-bs.niedersachsen.de>; @swgoe.de; presse@swgoe.de; T-NL-N-PTI-24-
Bauleitplanung@telekom.de; Poststelle, Finanzamt Göttingen <Poststelle@fa-goe.niedersachsen.de>; mail@bund-
goettingen.de; @landkreisgoettingen.de; flecken@bovenden.de; planauskunft@terranets-bw.de; LGLN-HM-
H - Dez5 <kbd-postfach@lgln.niedersachsen.de>; mail@biologische-schutzgemeinschaft.de; 
koordinationsanfragen.de@vodafone.com; gemeinde@gleichen.de; regionalzentrum-nord@eam-netz.de; 
rathaus@dransfeld.de; Poststelle (ArL-BS) <Poststelle@arl-bs.niedersachsen.de>; ; 
gemeinde@rosdorf.de 
Cc: @dransfeld.de; planbeteiligung@goettingen.de; planung@swgoe.de; @bovenden.de; 

@rosdorf.de 
Betreff: 61 30 01 - Göttingen-Deppoldshausen Nr. 1 "PV-Fläche südwestlich Deppoldshausen und nördlich Otto-
Hahn-Straße" 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

anliegend erhalten Sie die Benachrichtigung zur frühzeitigen Beteiligung am Bebauungsplan Göttingen - 
Deppoldshausen Nr. 1 "PV-Fläche südwestlich Deppoldshausen und nördlich Otto-Hahn-Straße“, Teilfläche 1 und 
Teilfläche 2 in digitaler Form.  

Leiten Sie diese Mail bitte ggf. innerhalb Ihres Hauses an die zuständige Stelle weiter. 

Die Planunterlagen zur Frühzeitigen Beteiligung können bis einschließlich 20.12.2024 im Internet auf der Homepage 
der Stadt Göttingen unter https://www.goettingen.de/rathaus/bekanntmachungen/bauleitplaene/fruehzeitige-
beteiligung-3-abs-1-baugb-/ abgerufen werden. 

Stellungnahmen zur Planung sollen in digitaler Form, ggf. als Anhang, unter Angabe des im Anschreiben 
aufgeführten Aktenzeichens an planbeteiligung@goettingen.de über den Antwort-Button Ihres E-Mail-Clients 
zurückgesendet werden. 

Hinweis: Das anliegende Anschreiben ist maschinell erstellt und enthält keine Adressaten. 

Mit freundlichem Gruß 
Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 

 

Stadt Göttingen 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Vermessung 
Fachdienst Stadtplanung 
Hiroshimaplatz 1-4 
37083 Göttingen 

Telefon:  
E-Mail:   Planbeteiligung@goettingen.de
Internet: www.goettingen.de
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Planbeteiligung

Von:

Gesendet: Dienstag, 17. Dezember 2024 09:37

An: Planbeteiligung

Betreff: WG: Stellungnahmen Baumschutzsatzung und FF-PV-Anlagen bei 

Deppoldshausen

Anlagen: FF-PV_Deppoldshausen_Stellungnahme_Walbrun.pdf

Von: >  
Gesendet: Dienstag, 17. Dezember 2024 09:14 
An: 61 FB Planung, Bauordnung und Vermessung <PlanungVermessung@goettingen.de> 
Cc: > 
Betreff: WG: Stellungnahmen Baumschutzsatzung und FF-PV-Anlagen bei Deppoldshausen 

Angefügt leite ich die Stellungnahme von Frau Walbrun zum B-Plan PV Anlagen Deppoldshausen weiter. 

Mit freundlichem Gruß 

 
68.2 FD Umwelt 
Telefon:  

Von: FD 68.2 Umwelt <umwelt@goettingen.de>  
Gesendet: Dienstag, 17. Dezember 2024 08:16 
An:  

 
Betreff: WG: Stellungnahmen Baumschutzsatzung und FF-PV-Anlagen bei Deppoldshausen 

Von: >  
Gesendet: Montag, 16. Dezember 2024 17:09 
An: FD 68.2 Umwelt <umwelt@goettingen.de> 
Betreff: Stellungnahmen Baumschutzsatzung und FF-PV-Anlagen bei Deppoldshausen 

VORSICHT: Diese Mail kommt von einem externen E-Mail-System. Klicken Sie nicht auf Links oder öffnen Sie keine Anhänge, 
außer Sie kennen den Sender und wissen, dass der Inhalt sicher ist.

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Anhang finden Sie meine beiden Stellungnahmen im Zuge der Beteiligungsverfahren der Träger 
öffentlicher Belage: 

1. Entwurf der Neufassung der Satzung über den Schutz des Baumbestandes in der Stadt Göttingen 
(Baumschutzsatzung) 
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2. Bebauungsplan Göttingen-Deppoldshausen Nr. 1 „PV-Fläche südwestlich Deppoldshausen und nördlich 
Otto-Hahn-Straße“, Teilfläche 1 und Teilfläche 2 

Mit freundlichen Grüßen 

 
(Naturschutzbeauftragte der Stadt Göttingen) 



               Naturschutzbeauftragte der Stadt Göttingen 

Klinkerfuesstr. 24 
37073 Göttingen 

Tel.:  
 
 

Ihr Zeichen   Ihre Nachricht vom Datum 

61 30 01   03.12.24 15.12.24 

 

Bebauungsplan Göttingen-Deppoldshausen Nr. 1 „PV-Fläche südwestlich Deppolds-
hausen und nördlich Otto-Hahn-Straße“, Teilfläche 1 und Teilfläche 2 

Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zur frühzeitigen Beteiligung der Behörden und 
sonstiger Verbände 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Zuge des oben genannten Beteiligungsverfahrens möchte ich mich wie folgt äußern. 

Grundsätzlich ist der Ausbau der Solarenergie, zur Abkehr von der Nutzung fossiler 
Energieträger zur Bewältigung der Folgen des Klimawandels, auch im Stadtgebiet von 
Göttingen zu begrüßen. Gleichzeitig mit der Klimakrise geht eine ebenfalls weltweite 
Biodiversitätskrise einher. Die Bewahrung bzw. Wiederherstellung der Biodiversität ist für das 
Überleben der Menschheit daher ebenso von zentraler Bedeutung. Klimaschutz und der 
Schutz der Biodiversität müssen im Einklang umgesetzt werden und bedingen sich 
gegenseitig. 

Gerade beim Bau von Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen ist eine Synergie zwischen der 
Nutzung erneuerbarer Energien und Biodiversität möglich. Dies hängt jedoch maßgeblich von 
der richtigen Standortwahl und der Art und Weise der Modulbelegung ab. Eine Voraussetzung 
ist z.B., dass für die geplante Anlage eine aus Sicht der Biodiversität und des Naturschutzes 
vorbelastet Fläche (versiegelt, teilversiegelt, Acker etc.) gewählt wird.  

Dafür ist es unerlässlich, dass bei der Aufstellung des Bebauungsplanes die Kriterien zur 
umweltfreundlichen Errichtung von Freiflächen PV-Anlagen, die im Göttinger Stadtgebiet 
Berücksichtigung finden sollen (https://ris.goettingen.de/public/to020?TOLFDNR=160768), 
angewendet werden. Dazu zählt, dass alle derzeit wertvollen Biotope (u.a. Gehölzriegel, 
Mesophiles Grünland, Magerrasen und -säume), die in dem großzügig abgegrenzten 
Planungsraum der Teilfläche 1 gelegen sind, in ihrem aktuellen Bestand erfasst und bei der 
konkreten Belegung mit PV-Modulen ausgegrenzt und mit gebührendem Abstand geschützt 
werden. Hinzu kommen Untersuchungen zur Avifauna, Fledermäusen und eventuell einer 
wertgebenden Insektengruppe, wie z.B. der Tagfalter. 

Bei der kleiner bemessenen Teilfläche 2 handelt es sich um eine Ackerfläche. Auch hier muss 
jedoch sichergestellt werden, dass die umgebenden Gehölzstrukturen erhalten und mit einem 
entsprechenden Abstand geschützt werden. Auch hier sollten Feldvögel untersucht und ein 
Augenmerk auf potentielle Feldhamstervorkommen gelegt werden. Letzteres steht auch im 
Zusammenhang mit etwas weiter westlich vorkommenden Hamsterpopulationen, sowie direkt 
an das Plangebiet angrenzende Kompensationsflächen für den Hamsterschutz.  

Als letztes sei angemerkt, dass das Gebiet in der Schutzzone II des WSG „Weendespring“ 
liegt, was möglicherweise einer Bebauung mit PV-Anlagen, als gewerblich genutzter Fläche, 
entgegensteht.  

Ich würde mich freuen, wenn meine Anregungen in der weiteren Planung Berücksichtigung 
finden. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

(Naturschutzbeauftragte der Stadt Göttingen) 
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Planbeteiligung

Von: Kampfmittelbeseitigung

Gesendet: Freitag, 20. Dezember 2024 12:30

An: Planbeteiligung

Cc:

Betreff: IM - Stellungnahme - 61 30 01 - Göttingen-Deppoldshausen Nr. 1 "PV-

Fläche südwestlich Deppoldshausen und nördlich Otto-Hahn-Straße"

Anlagen: IM - Stellungnahme 61 30 01.pdf - 20.12.2024.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren, 

anliegend erhalten Sie die Stellungnahme zum Vorgang 61 30 01 - Göttingen-Deppoldshausen Nr. 1 "PV-Fläche 
südwestlich Deppoldshausen und nördlich Otto-Hahn-Straße". 

Bei Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichem Gruß 
 

Fachdienst Ordnungs- und Gewerbeangelegenheiten, besondere Lagen 
Telefon  



 

  

 

Bebauungsplan Göttingen-Deppoldshausen Nr. 1 „PV-Fläche südwestlich 

Deppoldshausen und nördlich Otto-Hahn-Straße“, Teilfläche 1 und Teilfläche 2 

hier: Stellungnahme zur Beteiligung der Fachbereiche und -dienste i. R. der Veröffentli-

chung im Internet gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

Mit Innerdienstlicher Mitteilung vom 03.12.2024, hier eingegangen am 03.12.2024, sowie mit 

E-Mail vom 03.12.2024 wurde eine Stellungnahme zu oben genannter Sache erbeten. 

Seitens des Landesamtes für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN) 

sind bislang keine Luftbilder für den Teilbereich südwestlich Deppoldshausen und nördlich 

Otto-Hahn-Straße ausgewertet worden. Aufgrund dessen wird hier die Beantragung einer Luft-

bildauswertung empfohlen. 

Die notwendigen Informationen sowie das Antragsformular finden Sie hier: 

https://lgln-kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseiti-

gungsdienst-niedersachsen-207479.html  

Bei Rückfragen stehe ich gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen                                                                                                                

Im Auftrag 

 

 

 

 

Innerdienstliche Mitteilung  
  
      

An FD 61.1.1  Von 32.21  Aktenzeichen 61 30 01  Datum  20.12.24 

      Durchschrift   Sachbearbeiter/in     Telefon   
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Planbeteiligung

Von: Stadtarchäologie

Gesendet: Donnerstag, 19. Dezember 2024 11:58

An: Planbeteiligung

Cc:

Betreff: AW: 61 30 01 - Göttingen-Deppoldshausen Nr. 1 "PV-Fläche südwestlich 

Deppoldshausen und nördlich Otto-Hahn-Straße"

Anlagen: B-Plan Göttingen Deppoldshausen 1 (2024).docx; F-Plan Göttingen 

Deppoldshausen 9. Änderung  (2024).docx

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 

in der Anlage übersende ich die Stellungnahme der Stadtarchäologie als Teil der Unteren Denkmalschutzbehörde zur 
geplanten Änderung des B-Planes Göttingen Deppoldshausen Nr. 1. 
Gleichlautend habe ich eine Stellungnahme zur 9. Änderung des F-Planes Deppoldshausen verfasst und füge diese 
ebenfalls für Ihre Unterlagen an. 
Für Fragen und Auskünfte stehe ich gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 
  

Fachdienst Bauordnung, Denkmalschutz und Archäologie (61.3) 
Stadtarchäologie
Rote Straße 34 
37073 Göttingen 

Tel. 0551 / 400 -  
E-Mail: @goettingen.de

GÖTTINGEN - STADT, DIE WISSEN SCHAFFT

Von: Planbeteiligung <Planbeteiligung@goettingen.de>  
Gesendet: Dienstag, 3. Dezember 2024 09:14 
An: FD 68.4 Bauverwaltung <bauverwaltung@goettingen.de>; 32 FB Ordnung <ordnung@goettingen.de>; 
Stadtentwicklung - Stadtmarketing <stadtmarketing@goettingen.de>; 68 FB Stadtgrün, Umwelt und Infrastruktur 
<stadtgruen-umwelt-infrastruktur@goettingen.de>; FD 20.1 Haushalt <fd20.1@goettingen.de>; Stadtarchäologie 
<archaeologie@goettingen.de>; 37 FB Feuerwehr <Feuerwehr@goettingen.de>; FD 61.2 Geoservice und 
Grundstücke <FD61.2@goettingen.de>; Denkmalschutz <Denkmal@goettingen.de>; 75 EB Göttinger 
Entsorgungsbetriebe <geb@goettingen.de>; FD 68.2 Umwelt <umwelt@goettingen.de>; FD 61.4 Mobilität und 
Verkehrsplanung <verkehrsplanung@goettingen.de>; FD 61.2 Geoservice und Grundstücke 
<FD61.2@goettingen.de>; FD 61.2 Geoservice und Grundstücke <FD61.2@goettingen.de>; FD 61.3 Bauordnung, 
Denkmalschutz u. Archäologie <bauordnung@goettingen.de>; FD 32.2 Ordnungs- und Gewerbeangelegenheiten 
<fd32.2@goettingen.de>; 07 Nachhaltigkeit <Nachhaltigkeit@goettingen.de>; FD 68.1 Grünflächen 
<gruenflaechen@goettingen.de> 
Cc:  

> 
Betreff: 61 30 01 - Göttingen-Deppoldshausen Nr. 1 "PV-Fläche südwestlich Deppoldshausen und nördlich Otto-
Hahn-Straße" 

Sehr geehrte Damen und Herren,
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anliegend erhalten Sie die Benachrichtigung zur frühzeitigen Beteiligung am Bebauungsplan Göttingen - 
Deppoldshausen Nr. 1 "PV-Fläche südwestlich Deppoldshausen und nördlich Otto-Hahn-Straße“, Teilfläche 1 und 
Teilfläche 2 in digitaler Form. 

Leiten Sie diese Mail bitte ggf. innerhalb Ihrer OE weiter.

Die Planunterlagen zur Frühzeitigen Beteiligung können bis einschließlich 20.12.2024 im Internet auf der Homepage 
der Stadt Göttingen unter https://www.goettingen.de/rathaus/bekanntmachungen/bauleitplaene/fruehzeitige-
beteiligung-3-abs-1-baugb-/ abgerufen werden.

Stellungnahmen zur Planung sollen in digitaler Form, ggf. als Anhang, unter Angabe des im Anschreiben 
aufgeführten Aktenzeichens an planbeteiligung@goettingen.de über den Antwort-Button Ihres E-Mail-Clients 
zurückgesendet werden.

Hinweis: Das anliegende Anschreiben ist maschinell erstellt und enthält keine Adressaten.

Mit freundlichem Gruß

Fachdienst Stadtplanung
Telefon: 400-
E-Mail:   Planbeteiligung@goettingen.de



B-Plan Göttingen Deppoldshausen Nr. 1 „PV Fläche südwestlich 
Deppoldshausen und nördlich Otto-Hahn-Straße", Teilfläche 1 und Teilfläche 2 

 

Stellungnahme der Stadtarchäologie 

PV- Freiflächen decken große Flächen ab. Die Bodeneingriffe für deren Befestigung sind begrenzt, 

aufgrund der großen Flächen aber meist nicht unerheblich. Zudem müssen Zuleitungen oft über 

lange Strecken geführt werden, die in der Summe beträchtliche Bodeneingriffe darstellen und damit 

Gefährdungen für vorhandene Bodendenkmale mitbringen.  

Die Archäologische Kommission für Niedersachsen hat in Zusammenarbeit mit dem Landesamt für 

Denkmalpflege 2024 Empfehlungen zum Umgang mit Photovoltaikanlagen auf Freiflächen 

entwickelt.  

Im Bereich der Teilfläche 1 des o.g. B-Planes (südwestlich der Ortslage) ist eine mittelalterliche 

Wüstung bekannt. Die Vorgängersiedlung des Ortes Deppoldshausen ist als „Thiepoldeshusen“ im 

Jahr 1055 erstmals erwähnt worden. Archäologische Oberflächenfunde stammen aus einem Bereich 

rund 500 m südlich des Vorwerks Deppoldshausen. Die genaue Lage und Ausdehnung der im 14. 

Jahrhundert aufgegebenen Siedlung kann auf dieser Grundlage aber noch nicht bestimmt werden. 

Die Ausdehnung und Fundqualität muss im Vorfeld einer Bebauung mit einer PV-Anlage durch 

Sondagen ermittelt werden. Die in Niedersachsen angewandten Grabungsstandards der 

Archäologischen Kommission empfehlen hierfür eine Fläche von 10 % der zu überbauenden Fläche. 

Sollte bei diesen Sondagen das Zentrum der Wüstung erfasst werden, ist dieses vollständig 

auszugraben. Die Sondagen können auch helfen eine Standortoptimierung bzw. Eingriffsminimierung 

zu erreichen. Eine zu erteilende Baugenehmigung wird daher Auflagen zu einer zweistufigen 

archäologischen Untersuchung (Sondagen, evtl. Folgeuntersuchung) enthalten. Die Kosten für solche 

Untersuchungen hat nach dem Niedersächsischen Denkmalschutzgesetz der Veranlasser zu tragen 

(§6 (3) NDSchG). 

Im Bereich der Teilfläche 2 des o.g. B-Planes (nördlich der Otto-Hahn-Straße) sind bisher keine 

archäologischen Fundstellen bekannt. Hier wird es für ausreichend erachtet, wenn die Bodeneingriffe 

durch eine archäologische Fachfirma begleitet werden. Die Kosten für diese archäologische 

Maßnahme hat nach dem Niedersächsischen Denkmalschutzgesetz der Veranlasser zu tragen (§6 (3) 

NDSchG). 

 

, Untere Denkmalschutzbehörde, FD Bauordnung Denkmalschutz und Archäologie 
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Planbeteiligung

Von: 07 Nachhaltigkeit

Gesendet: Mittwoch, 18. Dezember 2024 12:32

An: Planbeteiligung

Cc:

Betreff: AW: 61 30 01 - Göttingen-Deppoldshausen Nr. 1 "PV-Fläche südwestlich 

Deppoldshausen und nördlich Otto-Hahn-Straße"

Guten Tag, 

zu dem betreffenden Planverfahren übersende ich Ihnen hiermit die Stellungnahme des Referats 07: 

- Für die Zielerreichung einer Klimaneutralität im Sinne des entsprechenden Ratsbeschlusses stellt die 
Erzeugung von Strom durch PV-Anlagen eine weniger effektive Maßnahme als die durch WEA dar. Der 
unmittelbare Flächenbedarf der Aufstellfläche pro MW Leistung liegt bei einer 7,2 MW-WEA (verwendete 
Referenzanalage aus dem „Klimaplan EE im Außenbereich“)  im Bereich zwischen 0,5 bis 1 ha und somit 
zwischen 0,07 bis 0,14 ha/MW-Leistung. Bei PV-Anlagen beträgt dieser Bedarf mit ungefähr 1 ha/MW-
Leistung ein Vielfaches. Somit sollte die Errichtung von WEA in denen im TFNP-Wind voraussichtlich 
festzulegenden Windvorranggebieten Priorität vor der Errichtung von PV-Anlagen haben um den 
unmittelbaren Flächenverbrauch und damit im Regelfall des Wegfallens landwirtschaftlicher Nutzfläche zu 
minimieren. Die Teilfläche 1 stellt hierbei voraussichtlich die einzige relevante Teilfläche für die Errichtung 
von WEA im östlichen Stadtgebiet dar. Durch die Verwendung dieser Teilfläche ausschließlich für die 
Errichtung von PV-Anlagen entsteht darüber hinaus eine Ungleichbehandlung der westlichen und südlichen 
Stadtteile Göttingens, die hierdurch eine stärkere Belastung durch die Errichtung von WEA erfahren als die 
östlichen Stadtteile Göttingens. Im Sinne einer Flächenoptimierung sollte bei dem Ziel der Errichtung einer 
PV-Anlage unbedingt eine Kombination mit der (ggf. auch späteren) Errichtung von WEA-Anlagen geprüft 
werden und Ziel der Aufstellung des B-Plans sein. Realistisch anzunehmen wären in der betreffenden 
Teilfläche 1 die Errichtung von bis zu 3 WEA möglich. An dieser Stelle sollte mindestens sichergestellt 
werden, dass der vorliegende B-Plan die Errichtung von WEA zukünftig nicht verhindert. 

- In der Teilfläche 2 ist eine wichtige Kaltluftschneise verortet. An dieser Stelle ist zu prüfen, ob die Errichtung 
einer PV-Anlage negative Auswirkungen auf diese verursacht. Falls hierdurch Auswirkungen zu erwarten 
sind, sollten sinnvolle Gegenmaßnahmen ergriffen werden um den Fortbestand der Kaltluftentstehung nicht 
zu verhindern. 

- Im Sinne der Starkregenvorsorge stellt die Teilfläche 1 im unmittelbaren Umfeld die einzige Möglichkeit zur 
Schaffung eines Retentionsraumes dar. Von daher ist zu empfehlen im Zuge der baulichen Errichtung der 
PV-Anlagen entsprechende Maßnahmen für die Regenrückhaltung zu prüfen. Denkbar ist beispielsweise in 
diesem Zuge die Errichtung einer Verwallung in dem Plangebiet. 

- Als redaktionelle Anmerkungen: Das formulierte Ziel der Planung „Beitrag zur Schaffung der Klimaneutralität 
bis 2030 aus erneuerbaren Quellen“ ist sinnhaft falsch formuliert. Gemeint ist hiermit sicherlich (z.B. als 
Formulierungsvorschlag) „Unterstützung der Zielerreichung der Klimaneutralität bis 2030 durch den Ausbau 
erneuerbarer Energien“.  

- Als ergänzende Information weisen wir daraufhin, dass im Zuge der Errichtung der PV-Anlage im 
betreffenden Gebiet voraussichtlich die Zahlung einer sogenannten Akzeptanzabgabe oder einer ähnlichen 
Leistung zur Steigerung der Akzeptanz Erneuerbarer Energien gemäß NWindPVBetG für den Betreiber der 
Anlage fällig wird. Hierfür entwickeln wir derzeit in Abstimmung mit dem FB 20 ein geeignetes Verfahren 
zum entsprechenden Prozessablauf und der Verwendung der entsprechenden Gelder. 
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Mit freundlichen Grüßen 
Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 

Stadt Göttingen 
Referat für Nachhaltige Stadtentwicklung 
Hiroshimaplatz 1-4 
37083 Göttingen 
Telefon: +49551/  
E-Mail: 

Von: Planbeteiligung <Planbeteiligung@goettingen.de>  
Gesendet: Dienstag, 3. Dezember 2024 09:14 
An: FD 68.4 Bauverwaltung <bauverwaltung@goettingen.de>; 32 FB Ordnung <ordnung@goettingen.de>; 
Stadtentwicklung - Stadtmarketing <stadtmarketing@goettingen.de>; 68 FB Stadtgrün, Umwelt und Infrastruktur 
<stadtgruen-umwelt-infrastruktur@goettingen.de>; FD 20.1 Haushalt <fd20.1@goettingen.de>; Stadtarchäologie 
<archaeologie@goettingen.de>; 37 FB Feuerwehr <Feuerwehr@goettingen.de>; FD 61.2 Geoservice und 
Grundstücke <FD61.2@goettingen.de>; Denkmalschutz <Denkmal@goettingen.de>; 75 EB Göttinger 
Entsorgungsbetriebe <geb@goettingen.de>; FD 68.2 Umwelt <umwelt@goettingen.de>; FD 61.4 Mobilität und 
Verkehrsplanung <verkehrsplanung@goettingen.de>; FD 61.2 Geoservice und Grundstücke 
<FD61.2@goettingen.de>; FD 61.2 Geoservice und Grundstücke <FD61.2@goettingen.de>; FD 61.3 Bauordnung, 
Denkmalschutz u. Archäologie <bauordnung@goettingen.de>; FD 32.2 Ordnungs- und Gewerbeangelegenheiten 
<fd32.2@goettingen.de>; 07 Nachhaltigkeit <Nachhaltigkeit@goettingen.de>; FD 68.1 Grünflächen 
<gruenflaechen@goettingen.de> 
Cc:  

> 
Betreff: 61 30 01 - Göttingen-Deppoldshausen Nr. 1 "PV-Fläche südwestlich Deppoldshausen und nördlich Otto-
Hahn-Straße" 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

anliegend erhalten Sie die Benachrichtigung zur frühzeitigen Beteiligung am Bebauungsplan Göttingen - 
Deppoldshausen Nr. 1 "PV-Fläche südwestlich Deppoldshausen und nördlich Otto-Hahn-Straße“, Teilfläche 1 und 
Teilfläche 2 in digitaler Form.  

Leiten Sie diese Mail bitte ggf. innerhalb Ihrer OE weiter. 

Die Planunterlagen zur Frühzeitigen Beteiligung können bis einschließlich 20.12.2024 im Internet auf der Homepage 
der Stadt Göttingen unter https://www.goettingen.de/rathaus/bekanntmachungen/bauleitplaene/fruehzeitige-
beteiligung-3-abs-1-baugb-/ abgerufen werden. 

Stellungnahmen zur Planung sollen in digitaler Form, ggf. als Anhang, unter Angabe des im Anschreiben 
aufgeführten Aktenzeichens an planbeteiligung@goettingen.de über den Antwort-Button Ihres E-Mail-Clients 
zurückgesendet werden. 

Hinweis: Das anliegende Anschreiben ist maschinell erstellt und enthält keine Adressaten. 

Mit freundlichem Gruß 

 
Fachdienst Stadtplanung 
Telefon:  
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Planbeteiligung

Von:

Gesendet: Mittwoch, 8. Januar 2025 09:07

An: ; Planbeteiligung

Cc:  

 

 

Betreff: Festlegung der Details der Umweltprüfung B-Plan Gött.-Deppoldshausen 

"PV-Fläche südw."

Anlagen: 2024_12_03_ScopingB-Plan_Depp_1_PV-Fl.südw..docx

Sehr geehrte Damen und Herren, 

o.a. die gewünschte Stellungnahme der FD 68.2/1 zum neuen B-Plan. 

Liebe Grüße 
 



Scoping 
 

Festlegung der Details der Umweltprüfung – Anfrage 03.12.2024, SB Schmiedel 
B-Plan GöDeppoldh. Nr. 1 "PV-Fläche südwestl."Termin 20.12.2024 

a) Vegetation, Boden, Wasser, Luft, 
Klima, Tiere  
 
 
 
 
 
 

Stellungnahme untere Bodenschutzbehörde 
Vorsorgender Bodenschutz: 
Böden mit hoher und sehr hoher Bodenfunktions-
erfüllung sollten möglichst nicht für Photovoltaikan-
lagen in Anspruch genommen werden. 
Da in Teilflächen des Planbereiches Böden mit ho-
hem Biotopentwicklungspotential vorkommen, 
sind Beeinträchtigungen des Bodens durch die 
vorgesehene Nutzung zu reduzieren und Boden-
funktionen weitgehend zu erhalten.  
Weiterhin gilt es, schon bei der Errichtung boden-
schonend vorzugehen und dies auch für den Rück-
bau der Anlage im Vorhinein festzulegen, dabei 
sind die Vorgaben der DIN 19639 „Bodenschutz 
bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben“ 
zu berücksichtigen. 
Baustraßen und Baueinrichtungsflächen sind 
ebenfalls bodenschonend einzurichten und rück-
zubauen. 
Im B-Plan sollte festgelegt werden, dass ein Bo-
denschutzkonzept für Bau, Betrieb und Rückbau 
der Anlage vorzusehen sind und die Umsetzung in 
der Bau- und Rückbauphase durch eine Boden-
kundliche Baubegleitung sicherzustellen ist. Wei-
terhin ist auf eine bodenschonende Konzeption der 
Anlage zu achten, da die Flächen im Wasser-
schutzgebiet Weendespring liegen, sollte z.B. auf 
verzinkte Stahlprofile oder ähnliche Materialien mit 
boden- und wassergefährdenden Stoffen verzich-
tet werden. 
Die möglichen positiven Auswirkungen der Anlage 
durch die damit verbundene Bodenruhe und Ver-
zicht auf Düngung sowie Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln, die zu einer Förderung von Boden-
funktionen wie Humusaufbau und Erhöhung der bi-
ologischen Vielfalt von Bodenorganismen führen 
kann, ist in einer Gesamtbilanz der Auswirkungen 
mit zu berücksichtigen. 
 
Nachsorgender Bodenschutz: 
Im Bereich der Teilfläche 1 befindet sich eine Alt-
ablagerung, die überwiegend aus Bodenaushub 
und Bauschutt besteht und derzeit landwirtschaft-
lich genutzt wird. Eine Gefährdung für Boden und 
Grundwasser geht von dieser Altablagerung nicht 
aus. 
 
Stellungnahme der unteren Wasserbehörde 

Teilfläche 2 befindet sich in der Schutzzone II des 
Trinkwasserschutzgebietes Weendespring. Ge-
mäß der dazugehörigen Verordnung ist die Errich-
tung von Anlagen im Allgemeinen in dieser Zone 
verboten, wenn diese mit Maßnahmen wie bspw. 



Bodeneingriffen, Bodenabbau oder Bohrungen 
verbunden sind. Ebenso ist die Errichtung von An-
lagen, die wassergefährdende Stoffe verwenden 
oder beinhalten, strikt untersagt.  
Um die Schutzwürdigkeit des Gebiets langfristig 
zu erhalten, sollten keinerlei Bodeneingriffe vorge-
nommen werden. Die PV-Module sollte daher 
zwingend auf schwimmenden Betonfundamenten 
installiert werden. Darüber hinaus ist der Einsatz 
von Pflanzenschutzmitteln zur Instandhaltung der 
Fläche in diesem Bereich nicht zulässig.  
Im Hinblick auf erforderliche Erdkabelverlegungen 
usw. ist zur weiteren Beurteilung und Festlegung 
nötiger Schutzmaßnahmen die Einbindung des 
Gewässerkundlichen Landesdienstes Niedersach-
sen erforderlich.  
 
Teilfläche 1 befindet sich in Schutzzone III des 
Wasserschutzgebietes Weendespring. In dieser 
Zone sind die mit der Errichtung der Anlage ver-
bundenen Vorhaben ebenfalls verboten oder nur 
beschränkt zulässig. Aus diesem Grund müssen 
jegliche Bodeneingriffe auf ein absolutes Mini-
mum reduziert werden. Die Nutzung von Pflan-
zenschutzmittel ist ebenfalls nicht zulässig.  
 
Stellungnahme untere Naturschutzbehörde 

 
Zur Berücksichtigung der Belange von Natur und 
Landschaft im Rahmen der B- Planneuaufstellung 
ist für beide Teilflächen eine Umweltprüfung 
durchzuführen, zu der ein Umweltbericht gem. § 2a 
BauGB zu erstellen ist. Im Umweltbericht sind die 
durch die B- Planneuaufstellung voraussichtlich zu 
erwartenden Umweltauswirkungen zu ermitteln, zu 
beschreiben und zu bewerten. 
 
Gem. § 1a (3) BauGB sind die Umweltbelange des 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB in der Abwägung zu be-
rücksichtigen. Zu diesem Zweck sind die entspre-
chenden Eingriffe gem. Eingriffsregelung nach 
Bundesnaturschutzgesetz zu ermitteln, zu bewer-
ten und mit dem notwendigen Ausgleich gem. § 1a 
(3) BauGB darzustellen. Dazu sind vorhandene Bi-
otopstrukturen innerhalb des Geltungsbereiches 
aufzunehmen und planerische Eingriffe in Form ei-
ner Flächenbilanzierung zu dokumentieren. Dar-
über hinaus sind im Umweltbericht Maßnahmen 
zur Vermeidung und Minimierung zu benennen. 
 
Teilfläche 1 
 
Gemäß des Landschaftsplans 2017 liegt die 
gesamte Teilfläche innerhalb eines Erhaltungsge-
biets für ruhige Erholung sowie innerhalb eines 
Bereichs mit besonderer Bedeutung für den Ar-
tenschutz. Die Ackerflächen innerhalb der 



Teilfläche sind allesamt mit einem Extensiv-
ierungsziel hinterlegt. Im südlichen Bereich der 
Teilfläche weist der Landschaftsplan entlang des 
„Uhlenlochs“ den Erhalt von Gewässerrandstreifen 
mit Dauervegetation aus. 
 
Teilfläche 1 schneidet weite Teile des § 30- Biotops 

17- 013 “Deppoldshausen”. Es handelt sich um 

zwei Gehölzausläufer des Göttinger Waldes, die in 

südlicher Richtung in die offene Feldflur ragen. Ein 

weiterer Gehölzausläufer sowie eine Gehölzinsel 

im Westen des Geltungsbereichs bilden zwar 

keine § 30- Biotope, sie werden jedoch ebenfalls 

überplant. Weiterhin grenzen die § 30- Biotope 

“17-011”, “17-120” und “17-122” an die südliche 

Teilflächengrenze. Das Biotop “17-120” bildet 

zudem ein gem. Anhang 1 der FFH- Richtlinie ges-

chützten Lebensraumtyp von gemeinschaftlichem 

Interesse (FFH- LRT). 

Die Fläche liegt vollständig innerhalb des Gel-
tungsbereichs des Landschaftsschutzgebiets 
„Leinetal“ (LSG „Leinetal“). Gem. § 3 (1) Nr. 9 der 
Landschaftsschutzgebietsverordnung (LSG- VO) 
besteht innerhalb des LSG ein grundsätzliches 
Bauverbort für bauliche Anlagen aller Art, worunter 
zum aktuellen Zeitpunkt auch die Errichtung von 
PV- Anlagen fällt. Gem. § 2 der LSG- VO bilden der 
Schutz des Landschaftsbildes sowie der Erhalt 
landschaftstypischer Gebietsstrukturen die zen-
tralen Schutzzwecke der LSG- VO.  
 
Im Rahmen einer im Jahr 2022 vorgenommenen 
Großvogeluntersuchung für das Stadtgebiet Göt-
tingen wurde nördlich der Teilfläche ein Be-
satznachweis für den Wanderfalken bestätigt 
sowie drei Wechselhorste des Rotmilans in den 
angrenzenden Waldbereichen südlich und östlich 
der Teilfläche. Ein weiterer Besatznachweis des 
Uhus wurde weiter südlich bestätigt.  
 
Teilfläche 2   
 
Gemäß des Landschaftsplans 2017 liegt die 
Fläche innerhalb eines Entwicklungsgebiets für 
ruhige Erholung. An der nördlichen Grenze ist die 
Entwicklung des Wanderwegs „Rund um Göttin-
gen“ vorgesehen, im östlichen Grenzbereich der 
Erhalt von Gewässerrandstreifen mit Dauervegeta-
tion. Südlich der „Deppoldshäuser Straße“ befindet 
sich eine im Rahmen des B- Plans Gö- Weende 
Nr. 44 TP 1 festgesetzte Feldhamsterkompensa-
tionsfläche. 
 
Die geplante PV- Pilotfläche liegt vollständig in-
nerhalb des Geltungsbereichs des LSG „Leinetal“.  



 
Bei der Großvogeluntersuchung von 2022 wurde 
östlich der Teilfläche ein Besatznachweis für den 
Uhu bestätigt sowie nördlich drei Wechselhorste 
des Rotmilans. 
 
Anforderungen 
 
 
Auf Basis der vorgenannten Bestandssituation 
ergeben sich im Hinblick auf die B- Planneuaufstel-
lung für beide Teilflächen folgende naturschutz-
fachliche Anforderungen: 
 

1. Auswirkungen auf Natur und Landschaft 
sind insbesondere vor dem Hintergrund 
des parallel laufenden Aufstellungsver-
fahrens zum Teilflächennutzungsplan Win-
denergie zu betrachten (siehe Stellung-
nahme zur F- Planänderung). Aufgrund der 
kurzen Distanz von teilweise nur 270 m 
zwischen dem B- Plangebiet und dem FFH- 
Gebiet “Göttinger Wald” ist im Rahmen 
einer FFH- Vorprüfung zu prüfen, inwiefern 
durch das Zusammenwirken des 
Teilflächennutzungsplans Windenergie, 
der F- Planänderung und der B- Planneu-
aufstellung die Erhaltungsziele und Schutz-
zwecke des FFH- Gebiets “Göttinger Wald” 
erheblich beeinträchtigt werden könnten. In 
diesem Zusammenhang ist das Erfordernis 
zur Durchführung einer vollumfänglichen 
FFH- Verträglichkeitsprüfung zu klären. 
 

2. Aufgrund der Lage im planerischen Außen-
bereich sowie im Landschaftsschutzgebiet 
„Leinetal“ ist die Alternativlosigkeit des 
Standorts gegenüber der Unteren Na-
turschutzbehörde zu begründen. Der 
Standort liegt in einer nur gering vorbelas-
teten Umgebung, die durch Naherho-
lungsnutzung auf der Deppoldshäuser 
Hochebene sowie im angrenzenden Göt-
tinger Stadtwald geprägt ist. Die Durchfüh-
rbarkeit der Planverfahren (F- und B- Plan) 
würde eine Entlassung bzw. Befreiung der 
betroffenen Teilbereiche aus dem Gel-
tungsbereich des LSG voraussetzen. Im 
Rahmen eines Entlassungsverfahrens 
wäre ein spezielles Gutachten anzuferti-
gen, in dem die Auswirkungen einer Tei-
lentlassung auf die Schutzziele und den 
Schutzgegenstand der betroffenen LSG- 
Teilbereiche analysiert werden und eine 
Bewertung im Hinblick auf die be-
absichtigte PV- Freiflächenplanung vorge-
nommen wird. Aufgrund des enormen Ver-



waltungsaufwands wird jedoch die Erwir-
kung einer Befreiung gem. § 67 BNatSchG 
empfohlen. Auch hier wären die Auswir-
kungen auf den Schutzgegenstand und die 
Schutzziele des LSG ebenfalls gutachter-
lich zu ermitteln und zu bewerten. Ein wes-
entlicher Vorteil ergäbe sich dadurch, dass 
die Teilflächen auch nach Ablauf der Be-
triebszeit im LSG “Leinetal” verbleiben kön-
nen. Der Antrag auf Befreiung ist bei der 
UNB zu stellen. 
 

3. Der Geltungsbereich von Teilfläche 1 ist so 
anzupassen, dass sämtliche Gehölzau-
släufer des Göttinger Waldes inkl. der 
Gehölzinsel von einer Überplanung 
ausgespart bleiben und Bee-
inträchtigungen von § 30- Biotopen in-
nerhalb und angrenzend zum Gel-
tungsbereich ausgeschlossen werden kön-
nen. 

 
4. Bei Ausweisung der beabsichtigten PV- 

Flächen ist mit visuellen Wirkungen zu 
rechnen. Es sind daher die optischen Aus-
wirkungen der PV-Anlage bzw. Rei-
henmodule auf das lokale Landschaftsbild 
im Rahmen einer Landschaftsbild- inkl. 
einer GIS- basierten Sichtraumanalyse zu 
ermitteln. Dabei sind insbesondere die Ein-
sehbarkeiten in der Ortschaft Deppold-
shausen sowie im nördlichen Universitäts-
bereich von Weende zu untersuchen 
(Stromtrassenschneise am „Tannenberg“). 
Entsprechende Vorschläge für eine land-
schaftsgerechte Ausgestaltung der PV- 
Flächen sind zu entwickeln.  

 
5. Ebenso ist der Artenschutz als eigenstän-

diger Teil umfassend abzuprüfen. Speziell 
sind solche planungsrelevanten Tier- und 
Pflanzenarten zu untersuchen, deren Vork-
ommen im Bereich der Teilflächen selbst 
sowie im näheren Umfeld zu erwarten sind 
(Arten des Anhangs IV der FFH- Richtlinie, 
europäische Vogelarten, gefährdete Arten 
der Roten Liste Niedersachsens). 
Schwerpunkte sind insbesondere auf die 
Untersuchung von Wiesenvögeln wie die 
Feldlerche (Bruthabitate) sowie auf Groß- 
und Greifvögel wie den Rotmilan, den Wan-
derfalken und den Uhu (Brut-, Nahrungs- 
und Jagdhabitat) auch vor dem Hintergrund 
bereits bestätigter Wechselhorste im 
Umfeld beider Teilflächen zu legen. Auch 
sind Feldhamstervorkommen auf den 
Ackerflächen sowie Fledermaus- und 
Haselmausvorkommen im Bereich der 



Gehölzriegel und Waldränder abzuprüfen. 
Evtl. könnten auch Amphibien bzw. Reptil-
ien betroffen sein. Bei Teilfläche 2 sollte vor 
dem Hintergrund des Fledermausschutzes 
ein Abstandspuffer von mind. 50 m 
zwischen der PV- Fläche und dem 
Waldrand eingehalten werden (Empfeh-
lung des nds. Landkreistages). Es sind Ein-
schätzungen abzugeben, ob und inwiefern 
im Zuge der PV- Freiflächenplanung ar-
tenschutzrechtliche Konfliktlagen 
hervorgerufen werden und ob der Eintritt 
von Verbotstatbeständen gem. § 44 (1) 
BNatSchG zu erwarten ist. Auf Grundlage 
der Bestandserhebung und Konfliktanalyse 
sind Maßnahmenvorschläge zum frühzeiti-
gen Ausgleich (CEF- Maßnahmen), zur 
Vermeidung sowie zur Minimierung erhebli-
cher Beeinträchtigungen zu entwickeln. Zu 
erwartende Revierverluste der Feldlerche 
sind ausnahmslos zu ersetzen. 
 

Zusammenfassend ist für beide Teilflächen sicher-
zustellen, dass sämtliche Kompensationserfor-
dernisse in eine ökologische und land-
schaftsgerechte Ausgestaltung der PV- 
Freiflächen fließen. Dabei sind insbesondere die 
beschlossenen Umweltstandards der Göttinger 
Naturschutzverbände zur Errichtung von 
Freiflächen PV- Anlagen zu berücksichtigen: 
 
 
Allgemeine Grundsätze: 
 

 Keine Ansiedlung auf Tabuflächen wie 
FFH, NSG, und gesetzlich geschützten Bi-
otopen (§ 30 BNatSchG, § 24 NNatSchG) 
sowie weiteren ökologisch hochwertigen 
Flächen 

 Gesamtversiegelung max. 5% (Wechsel-
richter, Gerätehaus) 

 Überschirmung max. 50% der Fläche 

 Kompensation des Eingriffs möglichst auf 
der Fläche 

 Ökologische Baubegleitung und langfris-
tiges Monitoring (mind. 5 Jahre) 

 naturschutzgerechte Nachnutzung nach 
Beendigung als Solarpark 

 
 
Gestaltung der Module: 
 

 Verwendung von entspiegelten Modulen 
(keine Insektenanlockung, optische 
Blendung) 

 Modulunterkante mind. 0,8 m, Oberkante 
2,5 – 4,5 m 



 Abstand Modulreihen mind. 4 - 6 m 
(Erhaltung von Lebensraum) 

 Möglichst fundamentfreie Verankerung im 
Boden (Erdschrauben, Erdständer) 
 

 
Naturnahe Maßnahmen im/am Solarpark: 
 

 Ruderalfläche oder Einsaat (autochthones 
Saatgut, Heudrusch) 

 Extensive Nutzung durch Weidetiere oder 
Mahd (Entfernung Mahdgut) 

 Möglichst breite Brachestreifen / Inseln 
(>20 m), innerhalb oder außerhalb 

 Anlage von Sonderstrukturen (z. B. Stein-
haufen, Trockenkante) 

 Eingrünung / Einfassung der PV- Fläche 
mit Gehölzen, auch im Hinblick auf die 
optische Einbindung in die Landschaft 

 Umzäunung so gestalten, dass sie für 
Kleintiere keine Barriere darstellt 
(Mindestabstand von 15 bis 20 Zentimetern 
zwischen der Bodenober- und Zaununter-
kante) 

 Zaun zur Biotopvernetzung nach außen mit 
standortheimischen Gehölzen, Sträuchern 
oder Stauden eingrünen 

   
 
Sämtliche vorgenannten Umweltstandards ba-
sieren auf einer Reihe von Studien, die von Um-
weltverbänden in Zusammenarbeit mit der Solar-
wirtschaft erhoben wurden. Sie spiegeln die An-
forderungen sowohl der Göttinger Um-
weltverbände als auch der Unteren Naturschutz-
behörde der Stadt Göttingen an die Planung 
ökologisch nachhaltiger PV- Flächen im Göttinger 
Stadtgebiet wider.  
 
Die vorgenannten Umweltstandards sollten 
Eingang in den Bebauungsplan finden und als text-
liche Festsetzungen ihre Rechtsverbindlichkeit 
entfalten. 
 
Te 07.01.25 

 
 

b) die Erhaltungsziele und der 
Schutzzweck der Gebiete von ge-
meinschaftlicher Bedeutung und 
der Europäischen Vogelschutz-
gebiete im Sinne des Bundesna-
turschutzgesetzes 

Nicht betroffen 
 
 
 
 
 

c) umweltbezogene Auswirkungen 
auf den Menschen und seine Ge-
sundheit sowie die Bevölkerung 
insgesamt 

Stellungnahme untere Immissionsschutzbe-
hörde 
Bei der späteren Ausrichtung der Anlage muss 
auf die Blendwirkung geachtet werden.  



Sollte ein Transformator aufgestellt werden, müs-
sen die Grenzwerte der 26.BImSchV beachtet 
werden.  
04.12.2024 Grö 

d) umweltbezogene Auswirkungen 
auf Kulturgüter und sonstige 
Sachgüter 

Noch abzufragen im Rahmen der frühzeitigen Be-
teiligung 

e) Vermeidung von Emissionen  
 
Sachgerechter Umgang mit Abfäl-
len und Abwässern 

Nicht betroffen, da vom Vorhaben keine weiteren 
wesentlichen Emissionen ausgehen. 
Durch Satzungen geregelt.   
 

f) Nutzung erneuerbarer Energien 
sowie die sparsame und effiziente 
Nutzung von Energie 

Energetische Anforderungen an Neubauten und 
Bestandsgebäuden werden im Gebäudeenergie-
gesetz (GEG) vereinheitlicht.  
Bis zum Jahr 2050 will die Stadt Göttingen Klima-
neutral werden. Dazu wird auf den Masterplan 
100% Klimaschutz der Stadt Göttingen verwiesen. 
 
Nationale und europäische Klimaziele werden im 
Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) behandelt. 
 
Eine Konkretisierung ist in diesem Stadium der 
Planung noch nicht notwendig. 
 

g) Darstellung von Landschaftsplä-
nen sowie von sonstigen Plänen, 
insbesondere des Wasser-, Ab-
fall- und Immissionsschutzrech-
tes 

Stellungnahme Fachdienst Grünflächen 
 
Die Teilfläche 1 und die Teilfläche 2 liegen direkt 
am Waldrand. Große Bäume am Waldsaum, mit 
ausladender Krone, können Teile der Anlagen ver-
schatten und ihre Leistungsfähigkeit erheblich bee-
inträchtigen.  
 
Auch aufgrund ökologischer und naturschutzfachli-
cher Aspekte sollte die Planung ggf. angepasst 
werden, sodass zu diesen sensiblen und 
hochwertigen Lebensräumen Wald und Waldsaum 

ein Abstand/Puffer hergestellt werden kann.   

 
19.12.2024 Bo. 
 

h) Erhaltung der bestmöglichen Luft-
qualität in Gebieten, in denen die 
durch Rechtsverordnung zur Er-
füllung von bindenden Beschlüs-
sen der Europäischen Gemein-
schaften festgelegten Immissi-
onsgrenzwerte nicht überschrit-
ten werden 

Nicht betroffen 

i) Die Wechselwirkungen zwischen 
den einzelnen Belangen des Um-
weltschutzes nach den Buchsta-
ben a, c, und d 

Eine detaillierte Untersuchung ist nicht erforderlich, 
da eine Wechselwirkung nicht zu erwarten ist. 
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